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ße 11, 67855 Kaiserslautem

ütagsn Unterlassungsfotdorung

hat dle 1. Zivilt€mmer des Landgerichb Zwelbriicken durctr den Vorsltzenden Riüter am Land'

garictrt Ehrmantlraut als Eimelrichter auf Grund der mündlidren Verhandlung vom 24.05.2013 für

Redrt erlcannt

1. DEr Beldagte wlrd verurtEllt, es zu unterlaEsen, dls Behauphtngen auf-

anstellen oder an vurbruiten,

a) der Kläger verscütldte nadtwelslich falscha Straüstiken,

b) derKläger missbrauche seinE Zugrißmögflchkeiten und Aus'
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wertungen f{ir Follüsche Zrrvecke, für dle er keln Mandat und

kelnen Arbeltsauftrag habe,

c) der Kläger habs keine Datenschutzerklärung und lrelne fär dle

Täügkeit irn Bercicfr Mltgfiedervenraltung rcrgesctrriEbenE

Datenschutzsctrulung.

Dem Beklagten wird angedroht, dass fflr Jeden Fall dsr Zuwiderhand-

tung g€g€n die in Zlff. 1. ausgesprodrenon Verpflichtungsn ein Ord-

nungsgeld bls an 5(X),- € und ftr den Fall, dass diesee nicttt beigetrie-

ben werden kann, Ordnungshafr bls zu 1 TagJe.100,* € Odnungsgeld

festgesetrt werden kann,

3. Der Beklagte wlrd verurtEilt, an den Kläger vorgndchtfiche Kosten in H&

he von n1,U € zuztlglich änsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über

dem Basiszinssatz selt dem 29.11 .2412 zu zahlen.

lm Übrigen wird die Ktage abgerrlesen.

Der Beklagte hat die Kosten des Reübsbelts zu hagen.

Das Ufieil lst rorläufig vollstredüar.

Der BeHagts kann die Voilstreckung gegen Sicfierheitsleisfrrng in Höhe

rron 110 % des jewells zu vo[sfeckenden Betragee ahrendenr wenn

nlcht zuvor der Kfäger Sicfierheit in gfelcher Höhe leistet.

4.

5.

6.
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Tatbestand

Der Kfäger macfit gegen den Beklagten Unterfassungsansprtiche geltend.

Der Kläger arbeltet auf der Grundlage elner Honoraruereinbarung für den Landesverband Rhein-

land-Pfalz der PartEl 'Die Linken. Selne Hauptfunktion besteht darfn, dle Partel bel dem Aufrau der

Partelorganieaüon beratsnd zu unbrctüEen.

In dEr HonorarverElnbarung arlschEn dEr Partel 'Dle Linke" und dem Kläger helßt es u.a.:

'... Hegr Sdrnltt untersttitrt im Rshrnen der zelüich befrfsteten äelverainbarung ... Die Linke

RhelnlanüPfialz belm Aubau und der Verbesserung der organlsatorlscfren StrukturrBlr. ...

Der Aufrragnehmer iEt nlcht bercchtlgt, rlon den Inhaltllchen Vorgaben der Aufinaggeberln ohne de-

rcn Zusümmung abanrelchen, Bel der Einteilung eeinEr Arteltszeit und bel der Wahl soinerAr-

beltsmlttel lst der Auftragnehmsr frei urd keinerWeisung durch Aöeigeberin untemprfell. ...

Der Verfag endet mit Ablauf des Monab, in dem dle In ZJIf,.1. angeführtE Zlelverelnbarung €ndet.

Hen Schmitt verslchert, frelberufflch Etig zu seln und das Honorar lm Rahmsn seiner Einkom.

monseteuererklärung anzugebrBft. ...o

Der .Beltlagte ist Kreisvorsi,Eender im lüefsverband Plrmasens der Partel 'Dle Linkeo. Am

27,10.2012 stellte der Beklagte mlt anderen elnen Anüag zum kndespileitag dEr Partsl 'Die

Llnlce Rluinland-Pfalz mit u,a. fulgandem Inhalt:

n... Dle von Mitarbeiter Leo Sdrmitt verschickten ... monaüi'drEn Mitgliederstaüstlken wurden stich-

probenartig in verschledenen lfelsverbänden tlberpräfr Alle Sticfiproben haben ergeben, dass

dle rcn Leo Sdrmitt verschidüen $talisüken nacfiweislich falscft slnd. ...

Leo Schmitt mbsbraucfit daräber hinaus selne Zugrlfrmögllchkelten und Ausweftrngen ftir polltl-

sche Zrvec*E, färdle er kein Mandat und keinen Arbeihaufuag hat. .,.

Eine Datenschutrerklärung des Leo Schmitt und die daltir vorgeschriebEne Datenschufzsc*ru.

lung, hldes aringende VorautsoEung ftir die Tä$gßeit im Berelch ds Mitglledenrerwaltung, lie-

gen erkennbar nicht vor.'
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BEneits lrn Aprll 2012 gab der Klfuer ehe wn lhm untezeichnete Verpfflc{rtungserfdärung gemäß

$ Q und $9 Anlage 1 und 4 Bundesdatenschutzgesetz ab.

Nadtdem der Kläger außoqerichtlictt eino stnabeudrrte Unterlassungserkfärung von dem Be-

klagten elnforderte, vercandta der Bekl4[e am 25.02.2019 eine g-Uatt an den Kläger mit fotgen-

dem lnhalt

"Sehr geehrter Hen Shmitt, um unlteren Schaden für die Partei Dle Linke abanwenden, erleläre

lch hiermit Folgnndes:

tch wede nicfrt mehr behaupten, $le würden nachwelsllch falsche Statistiken verecüidten.

lctr werde nictrt mehr behaupten, Sle würden lhre Zugrißmögllchkeiten und Atswertungen für po

lltlsctre Zweclc missbraudren, ftlr dle Sle keln Mandat und lelnen Aufrrag haben.

lctr werde nicht mehr behauptefi, $le hätten kelne Datenschutrerklärung und freine für lhre Tätig-

keit vorgeschriebene Datenscltutsschulung ..,'

Der Kläger behsuptet,

es handele slch nlcht um'elne Angelryenhelt, dle vonangig durdr Eln Schiedsgericlrt der Partei

nDie Linke'zu beurtellen wäre.

Der Kläger ssl nbht lm Slnne elnes Arbeltnehmers oder elner arbeitnehmerähnlichen Person ftir

dle Partel 'Dle Llnke" tätlg, sondem als $albsündlger.

Bei den stusltgogsnsHndllchen Außerungen dee Beklagten handele es slctr ausscfiließlicfi um

unwahre Tatsachenbehauptungen, die selno Pensönllcfilclhrechte beElntücfitigten. Aucft nach

der E-Mall vom 25.02.2013 seltene des Beklagüen bestünde elne Wlederholungsgeüahr forl

Der Kfäger beanlrag[

1. der Beklagten zu verurtellen, es zu untErlass€n, dls Behauptungen

aufzustellen oder zu vsrbrelten,

a) der Kläger verscfilcke nachvveislicfi felscfie Statistiken,
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b) der Kläger missbraucfie selne ärgriffsmöglicfrkelten und Aus-

. .. 1 , ,wortunggn ftir polltisclte Zuecke, für die er kein Mandat und

kelnen ArbelFaufrrag habe,

c) der Kläger habe kelne Datenectrutzerklärung und kelns für dle

Tätigksit lrn Bersich Mitsliedervemalürng vorgescfiriebene

Datenechutrsctrulung;

2, dam Bekla$en anzudrohen, dass f{ir jeden Fall der Zuwiderhand-

lung g€gan dle fn m, 1, ausgsspruchenen Verpfrlcfitungen eln Ord-

nüngsgdd bis zu 250.000,- € und für den Fall, dass dieses nicfit

belgetriebEn werden fcann, Ordnungshafr bls zu 0 Monaten hstge-

seEt werden kann,

3. den Beldag[en zu verurtellen, an den Ktäger vorgerlchülclre Kosten

in Höhe von f .085,04 €zuzügllch Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunk-

ten über dem Baslszinssatr selt dem zg.l l .z}lzzu zahlen.

Der Beklagüe beanfiag[,

die Klage abzuwef$än.

Der Beklagte behaupte[

es sei hier gemäß S 1 Abs. 4 dar Scfriedsodnung der Partei "Die Linkeu vonangig ein Schiedwer-

fahrcn durctzufilhren.

tm übrtgen sel der KlägerArbelhrehmer der Partei "Dle Llnke', so dass das Arbsitsg€rifit zus€n-

dig sel. Zumfndast sei der l(äger wlrbchatridr von der Partel "Dle Unke" abhängig und damit ar-

beihehmerähnliclr e PerEon.

lm Übrlgren sei dle Wiederhofungsgefahr nach der E-Mail vom 25.A2.2A13 nicfrt mehr gegeben.

Bei der Behauptung hlnsichülch der $taüstiken handele es sich nictrt um eine falsdre Tabacfien-

behauptung. Die Behauph.lng hlnsichlfich des Missbrauchs der Zugriffsmöglichkeiten eEi von der
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zttlässlgen Meinungsäußerung gedeckt. Tatsäcfilicfr habe der Klfuer keino Datenschutrscürulung

und dle Erftfärung hlnslchtlich der Datenschutzsctrulung sei auch nlcht ehnährig.

Zur Ergäuung des Tatbestandes lm Übrlgen wlrd venriesen auf dle g€ensel$g geu€chseften

$chrlfisätre nebst Anlagen, ttio sle anm Akteninhalt goworden slnd.

Entscheidungsgründe

Dle ln varfahrensrechtficher Hinsicht nicht zu beanstandende Klaga hat auch ln der $ache bis auf

elnen Tell der Nebenfoderung Erüolg.

l. Dle Klage let anlässig.

Das Landgericht Zweibrticken ist örtllcfr ($S 12, 13 ZPO), sacfillch (S$ 23 ?Jfr. 1, 71 Abs. 1

GVG) und auch funküonell zuständig.

l. Elne ronanglge ZusEndbkeil der $cfiidsgedchte der Partel 'Db Linke" kommt im vorlie-

genden Fall nlcht in Befacht.

Nach der Schledsordnung der Partei "Die Linke' $ 1 Abs. 4 hat das Sdriedsverfahrcn

grundsäEllch Vonang rror der Annrfung der ordonüichen Gerlctrte. Nach $ 37 der $chied+

odnung ist das Schledsgerlcürt u.a. zur Schllcfitt ng und Enbchefdung rron $treiügkeiten

der Partel odEr elnes Gebletsverbandes mit einzelnEn Mltgtledem banfpn, fm Rahmen die-

sss Anwendungsberelches ist die Klage vor einem ordentlichen Gsrlclrt unzulässig (vgl, S

1032 Abs. I ZPO).

Naü Aufiassurg der Kammer bedarf die Norm hier insorelt elner elnschränkenden AuslE-

9un9, als aufgrund der süeitgegenständichen Außerungen grundrecfrtliü geechüEte Per-

sönfl$keibrechte des Klägerc tangiert werden, die nicürt vonanglg die PartelmiQliedschafi

des Klägert, sondem mindestens in gleicher Weise die Privabphäu des Klägers sm,ie

dessen berufllche Integdtät beüsffen und beeinträctrtigen. In solchen FällEn kann nacfi Auf-

fassung der l(ammer dle Anrufung des ordenüiclren Gerictrts durch elne Scfiiedsordnung
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nicht verwehrt werden.

Entgegen der Auffassung des Beklagten ist auch der Rechtsweg zu den Aöeitsgerichten

nicht eröffnet. Der Kfäger ist weder Arbeitnehmer i.$.d. $ 2 Abs. 1 Ziff. 3 ArbGG noch ar-

beitnehmerähnliche Person i.S,v. g F Abs" 1 Satz 2 ArbGG.

Grundsätzfich ist Arbeitnehmer derjenige, welcher aufgrund Vertrag rnit einem anderen für

diesen fremdbestimrnte und weisungsgebundene Arbeitsleistungen gegen Entgelt erbringt.

Der zwischen der Partei "Die Linke", Landesverband Rheinland-Pfalz und dem Kläger gel-

tende Honorarvertrag, der allein die Grundlage der Tätigkeit des Klägers für die Partei re-

gelt, erfüfft diBse Voraussetzungen nicht. Nach $ 1 Abs, 3 SaE 2 des Honorarvertrages ist

bestimmt, dass der Kläger bei der Einteilung seiner Arbeitszeit und bei der Wahl seiner Ar-

beitsmittel frei und keiner Weisung durch die Arbeitgeberin unterworfen ist. Diese Rege-

lung spricht eindeutig gegen eine weisungsabhängige typische arbeitnetrmerähnliche Tä-

tigkeit des Klägers. Diese Bestimmung steht auch nicht in Widerspruch zu S 1 Abs. 3 $atz

1 des Honorarvertrages, wonach der Kläger nicht berechtigt sein soffte, von inhaltlichen

Vorgaben der Auftraggeberin ohne deren Zustimmung abzuweichen. Eine solche Rege-

lung ist auch bei freiberuflichen Vereinbarungen typisch. Es ist selbstverständlich" dass

auch im Rahmen von freien Dienstverträgen der Auftraggeber hinsichtlich der Aufgaben-

stellung Vorgaben machen kann und dies regelmäßig auch tut, ohne dass dadurch eine

Weisungsabhängigkeit im Sinne einer Arbeitnehmertätigkeit zustande kommt, Für die

$elbständigkeit des Klägers in diesem Sinne spricht auch g 2 Abs. 2 des Honorarvertra-

ges, wonach der Kläger versichern musste, freiberuflich tätig zu sein und das Honorar irn

Rahmen seiner Einkommenssteuererklärung anzugeben.

Das Gericht folgt auch nicht der Auffas$ung des Beklagten, wonach der Kläger als arbeit-

nehmerähnliche Person i.S.d. $ 5 Abs. 1 Satz 2 3. Alt. ArbGG zu gelten habe. Danach sind

als Arbeitnehmer auch sonstige Personen anzusehen, die wegen ihrer wirtschaftlichen

Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind. Für eine solche

Annahme fehlten hier die notwendigen Anknüpfungstatsachen. Allein die Höhe des Hono-

rars für den Kläger sprach nicht für eine wirtschaflliche Abhängigkeit des Klägers zur Par-

tei. Würde man dahingehend argumentieren, wäre jeder Frelberufler, der zeitlich befristet

für einen einzigen Auftraggeber gegen Honorar arbeitet, als arbeitnehmerähnliche Person

zu qualifizieren. Dies würde dem Sinn und Zweck des Arbeitsgerichtsgesetzes zuwider
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lagftn" Maßgeblidr ist hleüsl immer eln gerdsses Ungleicfigewicht artischgn den betelllg-

. ten Personen. Der hier streitgegenständllchen Honorarvereinbarung lst immanent, dass
f,

der Kläger nur zeiüiclr befüstet bls zum Eneichen elnes Zleles ftr die Partel nDle Llnke" tä-

üg sein kann. Schon dies sprfcht gogen dne Abhärqi$kelt f.S.d. S 5 ArbGG.

ll, Dle Klage ist in der Sache begr{lndet.

Der Ktäger hat Anspgch auf Unterlassung der zulrtinfügen Verbreltung der str€itgegensfrändll-

chen Behauptungen des Beklagten gemäß dsn $$ 1004 Abs. 1 analog,823 Abs. 1 BGB. Aus

dlesen Anspruchsgruntllagsn leltet die hödrstrlctrterliche Rechtsprechung eln Recfit tades

Elnzelnen ab, bsi VerleEung des allgemeinen Pensönlichkeitsrechts durch unwahre Tatsa'

chenbetrrauptung zuk{lnftge Unterlascung zu fordem. Sflßlt ftst$teht, dass as sidt um eine

urmnhre Tatsachenbehauptung handslt, kann dle Unterlaseung ohne Welteres verfangt wer'

dEn (vgl. palandtlsprau,.$ 823 Rdnr. 101 m.w.N.). BeuflJsst urwtahre TaFachen, dorEn Un'

wahrheit im Zeltpunkt der Außerung aruelfelsftel feststeht, fallen nicht mehr unter den Schutz

von Art. 5 Abs. I Satr I GG. Entgegen der lmldent geäußerten Aufiastyg des Beklagten gel-

ten auch ln dem poil$scfien Melnungsaustauscfr ln dlesen Fällen keine Besonderhelten. Un-

wahre Tabadrenbehauptungen genießen lm Regelfall auctr im polftlschen Meinungskampf

kelnen SchuE, well sie kelnen nennenswerten Beifag zu elner ausgewogensn Meinungsbil-

dung leisten können (vgl.Landgeridrt Dilssaldorf, Ur[ 05.05.2010, Az. 12 O 111110, zitiert

nach Juris),

Dle Aussage des Beklagüen, der Kläger versclricke nachweislich falsche Statistiken, gtellt

, nach Aufiassung der lGmmer In Abgrenzung zur bloßen Meinungsäußorung eine Tatsachen-

behauphrng dar. Die Aul3erung bezieht eich auf einen konkreten, rsalen Vogang, dor als be-

hauptetes, tatsächlictres Geschehen dem BerrEis zugänglich ist, ohne dsss insoweit uvsrten-

de Bes,tändtelle erkennbar wärcn oder lm Vordergrund sttlnden. Entweder der,Kläger hat

nachweislicfi fafsüe $tatistilcen versclrldct oder nicht.

Die Aussage war ln dleser Allgemelnhelt auc{r unwahr. Voltständig hat dar Beklagrte erklärt,

man habe Süchproben durchgaführt und alle Stichprcben hätten ergeben, dass die rron dem

Kläger versdrickten Statisüken naclnreisllclr falech Slnd. Da nur Stichproben gerrächt wur-

dsn, ist dle Kemaussags, dass alle StratlsllkEn des Klägers falscür slnd, sornit naclTrvelslich

falsch. Anders wäre ggf. der $acfrverhalt zu beurtoilen g€ilvesen, wenn der Beklagte seine
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Aussage auf einzelne Stichproben beschränkt hätte. Da der Beklagte hier allerdings sämgiche

Statistiken angegriffen hat, ohne dies aufgrund nur einzelner Stichproben leEtendlich beurtei-

len zu können, bedurfte es einer weiteren Sachverhaltsaufklärung bezüglich des Wahrheitsge-

haltes hinsichtlich der Aussage zu den der Stichproben nicht. Allerdings ist auch insoweit fet-

zuhaften, dass der Beklagte von einer Mehrzahl überpnifter und für falsch befundenen Stich-
proben spricht, während er im Verfahren lediglich eine Stichprobe mit möglichen falschen fn-

halt substantiieren kann.

Entgegen der Auffassung des Beklagten ist auch die Aussage zum Mlssbrauch der Zugriffs-

möglichkeiten des Klägers für politische Zwecke, für die dieser kein Mandat und lreinen Ar-

beitsauftrag habe, übenruiegend als Tatsachenbehauptung anzusehen. Bei der Abgrenzung

zwischen einer Tatsachenbehauptung und einer Meinungsäußerung ist i.S"d. gg 1gl, 1ST

BGB eine Auslegung aus Sicht eines objektiven Durchschnittsernpfängers der Erkärung vor-

zunehmen' Der Durchschnittsadressat entnimmt der Außerun g in jedem Fatle, dass der Klä-

ger außerhalb eines Arbeilsauftrages und ohne eine entsprechende Mandatierung Kenntnisse

missbräuchlich venilerte. Auch diese Außerung bezieht sich somit auf einen konkreten, reafen

Vorgang, der hinsichtlich des tatsächlichen Geschehens einem Beweis zugänglich wäre" Ent-

weder der Kläger handelt innerhalb des Arbeitsaufirages oder nicht. Für seine Aussage ist der

Beklagte auch jede substanliierte Darfegung und jeden Beweisantritt schuldig geblieben, so

dass die Kammer die Aussage als unwahr im Sinne einer Aussage "ins Blaue hineinn zu be-

werten hatte.

Gfeiches gilt leEtendlich auch belreffend der Aussage bezüglich der Datenschutzerklärung

und der DatenschuEschulung.

Unstreitig hat der Kläger zwischenzeitlich eine entsprechende Datenschutzerklärung abgege-

ben. Die Einlassung des Klägers, eine gesonderte Datenschutzschulung sei zur Ausübung

seiner Tätigkeit nicht vorgeschrieben, blieb seitens es Beklagten unwiderlegt.

Die Kläger ist durch all die streitgegenständliclran Behauptungen auch in seinern persönlich-

keitsrecht verletet. Das Persönlichkeitsrecht urnfasst das Recht des Einzelnen auf Achtung

seiner Individualsphäre im privaten Rechtsverkehr. Durch die Außerungen des Beklagten ist

der Kläger insbesondere auch in seiner beruflichen Integrität betroffen. Seine Geeignetheit für

beratende Tätigkeit auch betreffend potentieller zukünftiger Auftraggeber könnte bei Aufrecht-
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erhaltung der Behauptungen in Frage gestellt werden. Davon abgesehen wird auch die Ehre

des Klägers durch die Außerungen tangiert.

Die Einlassung des Beklagten, er habe hier nicht afleine gehandeft, war unerheblich. Nach

dern Rechtsgedanken des $ 830 Abs. 1 BGB ist jeder, der eine unerlaubte Handfung begeht,

für sich selbst verantwortlich. Jeder Einzelne kann von dem Betroffenen gesondert in An-

spruch genommen werden,

Schließlich ist auch die frir einen Unterlassungsanspruch notwendige Wiederholungsgefahr

gegeben. Erforderlich ist insoweit eine ernstliche, sich auf Tatsachen begrundete Besorgnis

weiterer Eingriffe zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung. Hierfür besteht allerdings eine

tatsächliche Vermutung, soweit nicht das Verhalten des Beklagten eine sichere Gewähr ge-

gen weitere Eingriffe bietet oder die tatsächliche Entwicklung einen neuen Eingriff unwahr-

scheinlich macht (vgl. BGH NJW 1966,648), Insoweit ist ein slrengerMaßstab anzulegen. Zu

fordem ist, dass sich der Verletzer uneingeschränkt, bedingungstos, emstlich und in vollem

Umfang des Anspruches zur Unterlassung weiterer Verletzungen verpflichtet, wobei regelrnä-

ßig zusätzlich die tJbemahme einer angemessenen Vertragsstrafe für ieden Fall der Zuwider-

handlung erforderlich ist {vgl. PalandUSprau, BGB, ?2. Auff ., Einf. vor g 823 Rdnr. 20 m,w.N.}.

Das Verhalten des Beklagten räumte in diesem Sinne die Wiederholungsgefahr gerade nicht

aus- Er hat in einer E-Mail vom 25.02.2013 ausdrücklich ohne einer slrafbewehrten Unterlas-

sungserklärung erklärt, dass er die Behauptungen, um weiteren Schaden für die Partei "Die

Linke" abzuwenden, nicht mehr aufstellen werde. Auch in der leEten mündlichen Verhandlung

war der Beklagte nicht bereit, eine entsprechende strafbewehrte Unterlassungserklärung ab-

zugeben- Das Gesamtverhalten des Bekfagten war nicht geeignel, ausnahmsweise diese Ab-

standnahme ohne strafbewehrte Unterlassungserktärung als ausreichend zu erachten. Der

Beklagte hat in dem Verfahren schriftsätzlich irn Ergebnis vehement die von ihm aufgestellten

Talsachenbehauptungen verteidigt und zu rechtfertigen versucht.

Auf Antrag des Klägers war gemäß $ 890 Abs. 1 ZPO durch das erkennende Prozessgericht

für jeden Fall der Zuwiderhandlung ein Ordnungsgeld, ersalzweise Ordnungshaft festzr1set-

zen. Die Höhe des Ordungsgeldes von 500,- € je Einzelfall er$chien dem Gericht bei Abwä-

gung aller Umstände dabei als angemessen.

Der Kläger hat des lVeiteren dem Grunde nach Anspruch auf Ersatz der außergericht ange-tv.
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falhoon, nhht anßchenbet€n Recfibanryalbbten unbr dem Gerlcürbpunkt deaVerzugs-

" 
eüadenr gomäß den gg 2fl), 28E BGB.

l.-

Der Höhe nach war dieser Anspruch atlerdlngs lnsorelt zu begrenzen, als der von dem Klä-

geruertreter außaryerlchtllch zugrundegeregrte sbEltnoil In Höhs von 25.000,- € dem Gerlcht

zu hoch erschien. Auszugehen uär nach Aufiassung dee Gerlch6 von einem Stneitwsrt von

10.0ffi,- €, so dass slch bel Ansats einer l,&Gsbllhr zuzilgllch elner Kommunlkafronepau-

sdlale und der gesetrllchen UmsaEsteuer der ausgeurtellta Betrag ergeben hat.

V. Die Kostenenbcheidung blgt aus $ 92 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung tlber die rrorfätdlgs

Voflehecftbarfclt aus dan $S 708 Nr. 11,771 ZPO.

Ehnnanüaut
Vonitrendsr Rldtter am Landgerhht

. Beschluss

Der Sbeitwert des VerhhrEns wird auf 10.0U),00 € festgeseEt, wobai dis Festsateung auf g 3

ZFO beruht.

lm Rahrnen des insorelt aueantlbenden ErneesEns ersdrlen eln Behag von 10.0(X!,- € ange-

rnsssn, der Höhe nach aber auch auereldt€nd, um dem rorllegenden EinzEffall gerectrt zu wer-

den.

Ehrmantraut
Voreltrender Rl$ter am Landgericht


